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Einladung zum Gala-Abend
Feiern Sie mit uns!
Die führende Veranstaltung im Steuerstrafrecht wird 
ein Vierteljahrhundert alt. Und das möchten wir mit den 
Menschen feiern, die diesen Erfolg erst möglich machen: 
mit Ihnen! Seien Sie unser Gast und kommen Sie zum 
exklusiven Gala-Abend am Vorabend des Kongresses.

Hoch über den Dächern Düsseldorfs erwartet Sie ein 
Kongress-Auftakt der besonderen Art:

•  Champagner-Empfang und exzellentes 4-Gang-Menü

•  Come-together mit Experten und Kollegen 
in entspannter Atmosphäre

•  Gelegenheit zum Netzwerken, Austauschen, 
Fachsimpeln u. v. m.

Die Topthemen am 10.11.2023 
in Düsseldorf

•  Aktuelle Fragen zur Steuerhinterziehung 
durch Unterlassen

•  Die Selbstanzeige im Schenkung-
steuerrecht

•  Steuer(strafrechtliche) Korrekturen 
von Unternehmen

Alle Teilnehmer erhalten im Anschluss 
Zugang zur Video-Aufzeichnung des 
Kongresses inkl. aller Vorträge, Foren und 
Plenums diskussionen.

Seien Sie
unser Gast!

	▶ Gewerbesteuer
Zur „Nachhaltigkeit“ einer Tätigkeit in Immobilienkonzernen  
bei Nutzung von Objektgesellschaften

|  Für den Fall, dass eine Objektgesellschaft (GmbH) ihren Grundbesitz – im 
Streitfall waren es fünf bebaute Grundstücke – veräußert, indiziert die Drei-
Objekt-Grenze eine widerlegbare Veräußerungsabsicht, so das FG Berlin-
Brandenburg mit Urteil vom 18.1.22 (8 K 8008/21, Rev. BFH: III 12/22). Das Über-
schreiten der Drei-Objekt-Grenze verleiht der Tätigkeit danach insgesamt 
einen gewerblichen Charakter und schließt die erweiterte Kürzung (§ 9 Nr. 1 
S. 2 GewStG) des Gewerbeertrags aus. Auf das Vorliegen einer nachhaltigen 
Tätigkeit soll es danach nicht ankommen.  |

Bei einer Objektgesellschaft in einem Immobilienkonzern sind nach Auffas-
sung des FG überdies die Absichten der identischen Geschäftsführer der ge-
samten Gruppe allen Gesellschaften zuzurechnen, insbesondere die generelle 
Wiederholungsabsicht. Eine Kapitalgesellschaft entwickelt danach insoweit 
keine Abschirmwirkung.

PRAXISTIPP  |  Die Frage der Abschirmwirkung einer Kapitalgesellschaft ist 
immer wieder Streitpunkt (vgl. zuletzt zur Betriebsaufspaltung (BFH 16.9.21, IV R 
7/18, DStR 22, 189). Sollte der BFH im Revisionsverfahren zu der Auffassung 
gelangen, dass die Nachhaltigkeit im Streitfall unerheblich ist, könnte die Frage 
der Nachhaltigkeit und Zurechnung unbeantwortet bleiben. Nur wenn der BFH 
dem FG insoweit nicht folgt und die Nachhaltigkeit einer Handelstätigkeit fordert, 
kommt es auf die Folgefragen an, ob Paketkäufe den Schluss zulassen, dass 
mehrere Verkäufe beabsichtigt waren oder ob Wiederholungsabsicht auf Ebene 
der Holding jeder Objektgesellschaft zugerechnet werden kann.
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Interessante 
Folgefragen könnten 
leider unbeantwortet 
bleiben

	▶ Umsatzsteuer
Leistungen eines Rechtsanwalts als Schuldnerberater steuerpflichtig

|  Gemäß § 4 Nr. 18 UStG sind eng mit der Sozialfürsorge und der sozialen 
Sicherheit verbundene Leistungen umsatzsteuerfrei, wenn diese Leistungen 
von Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder anderen Einrichtungen, die 
keine systematische Gewinnerzielung anstreben, erbracht werden. In diesem 
Zusammenhang hat das FG Niedersachsen (5.9.22, 11 K 56/22) entschieden, 
dass bei der Frage, ob es sich um eine Einrichtung in letzterem Sinne handelt, 
sämtliche Tätigkeiten des Unternehmers zu berücksichtigen sind. Das gelte 
auch für einen Rechtsanwalt, der nebenbei als Schuldnerberater tätig sei.  |

Im Streitfall war ein selbstständiger Rechtsanwalt auf dem Gebiet des Fami-
lienrechts und zudem im Namen und auf Rechnung der X-Schuldner- und 
Insolvenzberatung e. V. als Schuldnerberater tätig. Für seine Umsätze aus 
der Tätigkeit als Schuldnerberater machte er die Steuerbefreiung gemäß § 4 
Nr. 18 UStG geltend. Das Finanzamt hingegen stufte die Leistungen als um-
satzsteuerpflichtig ein. Da der Kläger aufgrund seiner Rechtsanwaltstätigkeit 
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